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Forum 1: Demographischer Wandel in dünn besiedelten,
strukturschwachen Räumen

Heiner Monheim

Attraktive Infrastruktur auch in dünn besiedelten Regionen
trotz Bevölkerungsrückgangs
Einführung des Moderators

Gliederung

1 Politik für den ländlichen Raum mit zweierlei Maß

2 Der reine Blick auf Bevölkerungsentwicklung und -dichte täuscht

3 Deutsche Zumutbarkeitsgrenzen nutzen „infam“ das dezentrale Städtenetz

4 Es gibt viele kreative Auffangstrategien – sie werden nur zu selten systematisch genutzt

1 Politik für den ländlichen Raum mit zweierlei Maß

Politik für den ländlichen Raum reagiert sehr verschieden auf zurückgehende Bevölkerung
und Siedlungsdichte.

■ Im personalintensiven Bereich (Bildung, Kultur, Soziales, Gesundheit, Sicherheit, öffentli-
cher Verkehr) wird gern und schnell in die überkommenen Versorgungssysteme „ge-
schnitten“. Fortschreitende Aushöhlung dezentraler Versorgung und räumliche Konzen-
tration auf wenige Schwerpunkte ist die Folge. Dabei dominiert eine enge, betriebswirt-
schaftliche Kostensicht. So genannte Sparzwänge werden rituell bemüht. Die damit dro-
henden Attraktivitätsverluste und Effekte (z. B. forcierte Abwanderung, Maximierung
des Transportaufwandes, hohe Zeitverluste) werden ignoriert. Mittel- und langfristige,
direkte und indirekte Folgekosten werden weitgehend ausgeblendet. So wiederholt sich
ein Prozess, der schon einmal in den 70er und 80er Jahren das Verwaltungs-, das Schul-
und das Gesundheitssystem stark ausgedünnt hat, mit der Folge riesiger Folgekosten im
Bereich von Verkehr und Zeit.

■ Im Bereich der „harten“ Infrastruktur dagegen wird unverändert mit maximalen Standards
und ohne Rücksicht auf Bevölkerungsrückgang und Bevölkerungsdichte ausgebaut. Typi-
sches Beispiel ist das Straßennetz. Hier haben Großprojekte auch und gerade im ländli-
chen Raum Hochkonjunktur. Die Bedarfsanmeldungen zum Bundesverkehrswegeplan
sind ein Beispiel. Hier ist nichts von „neuer Bescheidenheit“ zu merken. Sparautobahnen
oder Miniortsumgehungen für den ländlichen Raum sind tabu. Hier werden weiter starr
die gängigen Erreichbarkeitsmodelle und darin weiterhin die durch Straßenbau einsparba-
ren Zeitkosten und erzielbaren Standortverbesserungen und angeblichen Arbeitsmarkt-
effekte bedarfsbegründend angeführt.
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Fazit: Wenn wir weiter primär eine hardwarefixierte, immer dezentraler orientierte Ausga-
benpolitik machen (Beton = Investition in die Zukunft) und den „Softwarebereich“ (Bildung,
Intelligenz, Gesundheit, Kultur) stattdessen mit Konzentrationsansätzen als „Steinbruch zum
Sparen“ nutzen, ist das wenig sinnvoll und rächt sich mit massiven Folgekosten.

2 Der reine Blick auf Bevölkerungsentwicklung und -dichte täuscht

Bei der Berücksichtigung der Siedlungs-/Bevölkerungsdichte dominiert der simple Blick auf
„nackte“ Bevölkerungsdaten. Schon die Differenzierung in Tag-/Nachtbevölkerung oder sai-
sonale Bevölkerung (Naherholungsgebiete, Tourismusregionen) unterbleibt. Vielfach erge-
ben sich aber durch diese zusätzliche saisonale Bevölkerung ganz andere Bedarfsmaßstäbe,
etwa im Bereich von öffentlichem Verkehr oder Gesundheitseinrichtungen. Wenn in man-
chen Regionen mehr als 50 % der Fahrgäste oder 50 % der Patienten Touristen sind, hilft eine
rein einwohnerfixierte Betrachtung wenig.

3 Deutsche Zumutbarkeitsgrenzen nutzen „infam“ das dezentrale Städtenetz

Die Aufrechterhaltung dezentraler Versorgungsstrukturen hat in Deutschland einen gerin-
geren Stellenwert als in noch viel dünner besiedelten Regionen anderer Länder (z. B. Skan-
dinavien, Spanien, Griechenland, Mezzigiorno). Dies hat eine Ursache in dem sehr dezentra-
len Städtenetz mit seinen ca. 1.500 Klein- und Mittelstädten. Die Tatsache, dass fast immer in
nicht allzu großer Entfernung selbst in für deutsche Verhältnisse extrem dünn besiedelten
Gebieten noch ein „potenter“ Versorgungsstandort liegt, schwächt den Kampf gegen den
Rückzug der Infrastruktur, weil immer behauptet werden kann, eine gewisse Mindestversor-
gung sei noch gegeben.

4 Es gibt viele kreative Auffangstrategien – sie werden nur zu selten systematisch
genutzt

Das in extrem dünn besiedelten Regionen entwickelte Repertoire von innovativen, kreati-
ven, flexiblen Lösungen zur Sicherung dezentraler Strukturen wird in Deutschland nur sehr
zögerlich angewendet, obwohl es sich vielfach in entsprechenden Pilotprojekten als durch-
aus tauglich erwiesen hat. Hier besteht ein riesiger Reformbedarf, der zu neuen Lösungsan-
sätzen führen muss:

■ Entspezialisierung: In vielen Angebotsbereichen und Berufsfeldern ist eine Entspezialisie-
rung notwendig. Die Angebote müssen flexibler, polyvalenter werden. Das bedeutet
eine Abkehr von dem generellen Trend immer weiterer Spezialisierung und Professiona-
lisierung der Berufe und „Atomisierung“ der Organisationen. Der Nachbarschaftsladen
mit Postagentur, Bankagentur, Lottostelle, Verwaltungsteil, Getränkeausschank etc. sichert
eine universelle, wohnungsnahe Versorgung auch in kleinen Orten. Im Bauen bedeutet
das, Anforderungen der Nutzungsoffenheit, der Mehrfach- und Mehrzwecknutzung viel
stärker zu beachten.

■ Abkehr von Mindestgrößen: Die mit der Spezialisierung verbundenen Trends zum Gigan-
tismus (vom kleinen Allgemeinkrankenhaus zur Großklinik, von der kleinen dezentralen
Schule zur großen Gesamtschule) durch maximale, betriebsrational entwickelte Mindest-
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größen müssen gestoppt werden und mindestens die legitime Ausnahme kleiner Sonder-
strukturen bei dünner Besiedlung zulassen.

■ Mehr mobile Angebote: Wo ein stationäres Angebot nicht unbedingt notwendig oder
auch gar nicht möglich ist, hilft immer noch die mobile Angebotserbringung (Bücherei-
bus, mobiler Laden, Landarzt, Wandertheater), wenigstens ein Mindestmaß an Versor-
gung zu sichern. Dabei sind zwei Betriebsformen denkbar: das nach festem Zeitschema
und fester Route operierende, mobile Versorgungssystem oder das bedarfsunabhängig
gesteuerte „Bestellsystem“. Beispiele gibt es aus dem ÖPNV (Rufbus), aus der Verwal-
tung (rollendes Rathaus), der Kultur (Bücherbus, Theaterbus), aus der Gesundheit (rollen-
de Praxis, Impfbus) wie auch aus dem Handel (mobile Läden, dezentraler Bestell- und
Lieferservice).

■ Weniger Normierung und Fremdbestimmung: Der in allen Bereichen erforderlichen Dif-
ferenzierung und Flexibilisierung steht der typisch bürokratische Trend zur Normierung,
Standardisierung, Formalisierung, Fixierung und starken Fremdbestimmung durch über-
geordnete Regeln entgegen. Hier müssen ganz neue Regeln flexibilisierter Angebotser-
bringung und damit verbunden auch entsprechender logistischer Ausstattung für Kom-
munikation und Disposition gefunden werden.

■ Neue Dispositionstechniken mehr nutzen: Die Voraussetzungen auf der Hardware-Seite
sind gut, weil der immer weiter verbreitete Zugang zu Kommunikationsmedien (PC,
Handy, Internet) und Dispositionssoftware (am PC mit GIS und GPS) viele neue Optionen
eröffnet. In diesem Kontext ist eine Mobilitäts- und Versorgungsdispositionszentrale ein
wichtiger Baustein.

■ Selbsthilfe als potenter „Notnagel“: Wo die Tragfähigkeit für dezentrale Versorgung ge-
fährdet scheint, entstehen vielfach durch bürgerschaftliches Engagement innovative Son-
derlösungen: Beispielsweise sichert der Bürgerbus eine Mindesterreichbarkeit im ÖPNV
in der Fläche. Die freiwillige Feuerwehr sichert dezentrale Brandwehr und wird gleichzei-
tig zum Kultur- und Freizeitträger. Die Nachbarschaftshilfe kompensiert Defizite im Sozi-
al- und Gesundheitssystem. Allerdings verhindert die „Graswurzel-Freiwilligkeit“ die sys-
tematische Ausbreitung solcher innovativer Angebotsformen. Hier muss der Staat mit
angemessenen Randbedingungen und Zuschüssen helfen, wie das bei der freiwilligen
Feuerwehr schon lange, in den anderen Bereichen aber ganz selten passiert.

■ Kooperation minimiert Overhead-Kosten: Ein besonderes Problem sind für jede einzelne
Infrastruktur die hohen Overheadkosten. Hier kann eine stärkere Vernetzung verhindern,
dass die in der Wirtschaft übliche Fusionitis nun auch im Infrastrukturbereich grassiert.
Verwaltungs- und Steuerungsaufgaben können mit modernen Kommunikations- und Dis-
positionstechniken tatsächlich vereinfacht und u. U. konzentriert werden. Deswegen
kann die Leistungsabgabe trotzdem dezentral bleiben.


